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Gerhard Stryi-Hipp*

Der Photovoltaik (PV) wird eine
hervorragende Zukunft 

bescheinigt. Sie symbolisiert für
viele Bürger umweltfreundliches
und nachhaltiges Wirtschaften.

Wie sich der PV-Markt in Deutsch-
land seit 1993 entwickelt hat und
ob sich ihre Zukunftsperspektiven

durch die neue rot-grüne Bundes-
regierung verbessert haben, wird

nachfolgend dargestellt.

erneuerbaren Energien angekündigt
hatte. Viele Interessenten stellten den
Kauf einer Solaranlage zurück, um
von den in Aussicht gestellten Förder-
mitteln profitieren zu können.

Tabelle 1 zeigt das starke Markt-
wachstum bis 1997 mit einer Vervier-
fachung des Marktvolumens innerhalb
von 3 Jahren und die Konsolidierung
1998. Bis Ende 1998 waren insgesamt
50 MWp Photovoltaikmodule in
Deutschland installiert, von denen
43 MWp ins Netz einspeisen oder den
Strombezug aus dem Netz verdrängen.
Bei 800 kWh/kWp-Ertrag entspricht
dies einer jährlichen Solarstrompro-
duktion von 35 Mio. kWh oder einem
Anteil am deutschen Stromverbrauch
von 0,008 %.

Der PV-Markt teilt sich auf ver-
schiedene Marktsegmente auf, die
nach der Anlagengröße und den Inve-
storen differenziert werden können.
Den größten Marktanteil der netzge-
koppelten Anlagen haben nach wie
vor die Kleinanlagen bis 5 kWp Lei-
stung, die vornehmlich von Privatper-
sonen gekauft und auf dem eigenen
Wohnhaus installiert werden. Die
mittleren Anlagen zwischen 5 und
100 kWp werden meist von Unterneh-
men oder im Rahmen von Betreiber-
gemeinschaftsmodellen gebaut. Groß-
anlagen über 100 kWp haben keinen
Seltenheitswert mehr: 1996 waren
eine 435-kWp-Anlage von Mercedes-
Benz in Bad Cannstatt und eine mit
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Der deutsche Photovoltaik-Markt wies
bis zum Wahljahr 1998 hervorragende
Wachstumsraten von über 50 % auf.
Ursache war eine Vielzahl von För-
der- und Vermarktungsmaßnahmen.
Neben großen Länderprogrammen wie
z. B. in Nordrhein-Westfalen, führte
eine zunehmende Zahl von Städten
die Kostendeckende Vergütung ein,
die RWE und andere EVUs boten
einen grünen Tarif an und die Messe
München baute eine 1 MWp-Anlage.
1997 wurde so zum Rekordjahr der
deutschen Photovoltaik (PV) mit einer
verkauften Leistung von 13,7 MWp. 

Einbruch um ca. 30 %
1998 mußte dann der Markt einen
Einbruch um geschätzt 30 % hinneh-
men, verursacht durch stagnierende
oder rückläufige Fördermittel in eini-
gen Ländern und dem Bund, Stagna-
tion beim Ausbau der Kostendecken-
den Vergütung (KV) und Sättigung
bei den grünen Tarifen. Entscheidend
war jedoch die Bundestagswahl, da
die Opposition für den Fall des Wahl-
erfolgs eine verstärkte Förderung der

Photovoltaik-Markt unter neuen Rahmenbedingungen

Deutlich bessere Perspektiven
Jährlich Gesamt
installiert installiert
(Zubau) (kumuliert)

Gesamt Davon Gesamt Davon
netzge- netzge-
koppelt koppelt

[MWp] [MWp] [MWp] [MWp]

1992 5,6 5,3

1993 3,3 3,2 8,9 8,5

1994 3,5 3,1 12,4 11,6

1995 5,4 4,5 17,8 16,1

1996 8,8 7,4 26,6 23,5

1997 13,7 11,5 40,3 35,0

1998 10 8 50 43

Tabelle 1: In Deutschland installierte 
PV-Module
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DFS, Deutscher Fachverband Solarenergie, 
Bertoldstr. 45, 79098 Freiburg, 
Tel. (07 61) 2 96 20 90, Fax (07 61) 2 96 20 99,
E-Mail: dfs.freiburg@t-online.de

334 kWp in Bonn im Rahmen der ko-
stendeckenden Vergütung installiert
worden. 1997 wurde 1 MWp auf der
Messe München und 1998 eine Anla-
ge mit 1 MWp auf der Fortbildungs-
akademie des Landes NRW in Herne
realisiert. Einen einmaligen Nachfra-
geschub erzeugte 1997 die RWE mit
816 kWp, die im Rahmen des Grünen
Tarif installiert wurden. Die HEW ließ
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in einem 200-Dächer-Programm
400 kWp auf privaten Hausdächern
installieren. Die Marktanteile der ein-
zelnen Anlagentypen nach Größe und
Investoren zeigt Tabelle 2.

Situation vor dem Regierungswechsel
Bis zum Herbst 1998 spielte die PV in
der deutschen Energiepolitik keine
Rolle. Der bislang verschwindende
Beitrag zur Stromversorgung, die ver-
gleichsweise hohen Gestehungskosten
sowie die unstete Verfügbarkeit von
Solarstrom führten dazu, daß sie ener-
giewirtschaftlich nicht ernst genom-
men wurde. Die PV war Aufgabe des
Forschungsministerium, das neue Ma-
terialien mit deutlich günstigeren Pro-
duktionskosten entwickeln ließ. Die
Bundesregierung förderte die PV-For-
schung 1994–1997 mit 165 Mio. DM,
die Markteinführung mit 15 Mio. DM.

1991 trat das Stromeinspeisungsge-
setz in Kraft. Für die PV war das Ge-
setz – allerdings nur in bezug auf die
Abnahmeverpflichtung – die Basis des
Marktaufschwungs. Netzgekoppelte
PV-Anlagen konnten dadurch pro-
blemlos ans öffentliche Netz ange-
schlossen werden. Die Vergütung von
etwa 17 Pfennig pro kWh stellt bei
Finanzierungskosten von über
1,50 DM pro kWh keinen Anreiz für
die Einspeisung dar.

Einen wichtigen Anteil am Wachs-
tum des PV-Marktes hat die Kosten-
deckende Vergütung. Da die EVUs die
KV bislang aus unternehmerischen
Überlegungen nur einführen, wenn sie
dazu gezwungen werden, gibt es sie
nur in Städten mit eigenem EVU und
einem entsprechenden Stadtrats-/Ma-
gistratsbeschluß. Der Bund hätte die
Möglichkeit, die EVUs zu zwingen,
einen bestimmten Anteil von Solar-
strom in ihrem Strommix zu haben.
Das im Frühjahr 1998 novellierte
Energiewirtschaftsgesetz sah dies je-
doch nicht vor. Es verschlechterte
stattdessen die Wettbewerbsfähigkeit
der erneuerbaren Energien, indem es
die Bedingungen der Stromdurchlei-
tung offen und damit der konventio-
nellen Energiewirtschaft überließ.

Energiepolitik nach 
dem Regierungswechsel
Hat sich nun durch den Regierungs-
wechsel die Situation der PV verbes-
sert? Die ersten politischen Erklärun-

gen lassen es vermuten. Der neue
Wirtschaftsminister Müller verlautbart
in der Präambel des 100 000-Dächer-
Programms: „Im Hinblick darauf, daß
fossile Energieressourcen nur begrenzt
vorhanden sind, und aus Gründen des
globalen Umwelt- und Klimaschutzes
unterstützt der Bund den stärkeren
Einsatz von Photovoltaik-Anlagen in
den Jahren 1999 bis 2004...“. Das
Programm stellt die Umsetzung der
Koalitionsvereinbarung dar, in der
festgelegt wurde, „Die neue Bundesre-
gierung wird eine zukunftssichere,
umweltverträgliche und kostengerech-
te Energieversorgung sicherstellen. Er-
neuerbare Energien und Energieein-
sparung haben dabei Vorrang; dazu
gehört auch ein 100 000-Dächer-Pro-
gramm“ [3]. 

Neu ist damit, daß die Energiepoli-
tik die Versorgungssicherheit nicht
nur kurz- und  mittelfristig, sondern
auch langfristig zum Ziel hat, ausge-
drückt mit den Begriffen „zukunfts-
sicher“ und „umweltverträglich“. Da
die erneuerbaren Energien noch teurer
sind, aber dennoch Vorrang haben
sollen, soll die Energieversorgung nun
nicht mehr möglichst kostengünstig
sein, sondern „kostengerecht“.

Verschiedene Markteinführungshilfen

1996 hatte die SPD in der Opposition
den „Entwurf eines Gesetzes für die
Förderung der industriellen Solarzel-
lentechnologie“ – besser bekannt un-
ter dem Begriff „100 000-Dächer-Pro-
gramm“ – im Bundestag eingebracht.
Initiator war vor allem der Abgeord-
nete und Präsident von Eurosolar,
Hermann Scheer. Die damalige Regie-
rung hatte das Programm erwartungs-
gemäß abgelehnt. Es fand dann Ein-
gang in das Wahlprogramm der SPD
und wurde nach gewonnener Wahl
auch in die Koalitionsvereinbarung
aufgenommen. Um u. a. den Start
des Programms zum 1. 1. 1999 zu er-
möglichen, wurde ein Kreditförder-
programm ausgearbeitet, mit dessen
Durchführung die Kreditanstalt für
Wiederaufbau (KfW) beauftragt wurde.

Im 100 000-Dächer-PV-Programm
werden seit 1. 1. 1999 für PV-Anlagen
ab 1 kWp zinslose Darlehen vergeben
mit einer Laufzeit von 10 Jahren bei
2 tilgungsfreien Jahren und einem Er-
laß der letzten Rate von 12,5 %, wenn
die Anlage noch in Betrieb ist. Der
Kredit wird über die Hausbanken bei
der KfW beantragt [4]. Damit auch
der Kunde von der Förderung profi-
tiert, der keinen Kredit benötigt, kann
er sich den Zinsvorteil des Programms
von der Bank in Höhe von etwa 25 %
ausbezahlen lassen. Nach 9 Jahren
kann dann zusätzlich die Auszahlung
der erlassenen Rate beantragt werden.
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Tabelle 2: Marktanteile PV-Anlagen
nach Größe und Investoren im Jahr 1997
(Quelle: [2], Schätzung)

Marktanteile Installiert Markt-
1997 [MWp] anteil

Private Kleinanlagen 4,1 36 %
< 5 kWp ohne KV

Priv. mittlere Anlagen 2,0 17 %
5 –100 kWp ohne KV

Großanlagen 1,4 12 %
> 100 kWp (inkl. An-
lagen KV > 100 kWp)

Anlagen im Rahmen 2,6 23 %
der kostendeckenden
Vergütung

Anlagen von EVUs 1,4 12 %
(grüner Tarif, Sonder-
programme)

Summe 11,5 100 %

Jahr 100 000- Jährlich Gesamt
Dächer- installiert installiert
Programm
[MWp] [MWp] [MWp]

1998 8 43

1999 18 20 63

2000 27 30 93

2001 36 45 138

2002 51 65 203

2003 72 95 298

2004 96 140 438

Tabelle 3: Marktentwicklung netzgekop-
pelter Anlagen nach Planung 100 000-
Dächer-Programm und Abschätzung Ge-
samtmarkt
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In dem Programm sollen in sechs
Jahren 100 000-PV-Anlagen mit einer
durchschnittlichen Größe von 3 kWp
installiert werden.

Mit den öffentlichen Zuschüssen
zum Bau von Zell- und Modulfabri-
ken in Gelsenkirchen durch Shell und
Pilkington sowie in Alzenau durch
ASE wurden Voraussetzungen für ko-
stengünstige PV-Produktionen in
Deutschland geschaffen. Hier setzt die
angebotsseitige Unterstützung der
Markteinführung an. Einige Unterneh-
men werden von Bundesländern ge-
fördert, wie z. B. Solon in Berlin. An-
dere Unternehmen dagegen arbeiten
ohne öffentliche Förderung, wie z. B.
die Solar Fabrik in Freiburg. Sie
konnte private statt öffentliche Gelder
mobilisieren, die Anleger sind jetzt
stille Gesellschafter. Auch wenn dies
ein Vorzeigemodell ist, funktioniert es
doch nur in Ausnahmefällen. Die Ver-
besserung der Bereitstellung von Risi-
kokapital ist auch für die Solarbran-
che eine wichtige Voraussetzung für

die Gründung und den Ausbau von
innovativen, mittelständischen Unter-
nehmen.

Energiepolitik unter solarem 
Vorzeichen
Der Bürger weiß, daß sich die Ener-
gieversorgung wandelt. Die Liberali-
sierung der Strom- und Gasmärkte
und das Ende der Atomenergienut-
zung sind beschlossen, die drohende
Klimakatastrophe und die Endlichkeit
der fossilen Energieträger ist jedem
bewußt. Es ist bekannt, daß die dra-
matischen Änderungen unseres Ener-
gieversorgungssystems nicht sofort
und nicht zum Nulltarif zu haben
sind. Die Bevölkerung ist jedoch in
großen Teilen bereit, mehr zu bezah-
len für saubere, sichere und nachhal-
tig gewonnene Energie. Viele sind so-
gar bereit, selbst zu investieren und

Anlagenbetreiber zu werden. Was bis-
lang fehlt, ist jedoch ein klares Signal
der politisch Verantwortlichen, daß
die Energiewende jetzt begonnen hat
und es erforderlich ist, daß jeder
einen Beitrag leistet durch Einsparung
und Einsatz Erneuerbarer Energien, da
der Staat alleine den Umbau nicht lei-
sten kann.

Darüber hinaus muß eine zukunfts-
weisende Energiepolitik Konzepte er-
arbeiten, wie der Umbau der Energie-
versorgung erfolgen und welchen Bei-
trag die Erneuerbaren Energien dabei
leisten sollen. Diese Konzepte müssen
öffentlich diskutiert werden, damit die
Bürger Orientierung für ihr Handeln
erhalten. In bezug auf die PV muß
klar werden, ob wir ein Volk der So-
laranlagenbetreiber werden sollen
oder ob es nur darum geht, daß ein-
zelne zu ihrem Privatvergnügen in
PV-Anlagen investieren. Welche Rolle
sollen dabei die Energieversorger spie-
len? Es muß diskutiert werden, ob sie
nicht zur Aufnahme eines steigenden
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Investor

Anlagenbetreiber

Wer bezahlt den
Mehrpreis für Solar-
strom?

Wer nutzt den Strom?

Wer trägt das Anla-
genrisiko?

Staatliche Lenkungs-
möglichkeit

Unter welchen Voraus-
setzungen kommt das
Modell zum Tragen?

Privatinvestition mit
Förderung

Privatperson(en), 
Unternehmen . . .

Privatp., Untern. oder
Betreibergemeinschaft

Investor (freiwillig)
Zuschüsse werden von
den Steuerzahlern ge-
tragen

Investor, Überschüsse
werden eingespeist

Privater Investor

Höhe der Förderquote
(Zuschuß, steuerl., zins-
verbilligte Kredite)

Markteinführung ist be-
grüßenswert, aber nicht
notwendig, Geschwin-
digkeit liegt in der Ver-
antwortung der Bürger

Erhöhte (EV) und 
kostendeckende Vergü-
tung (KV)

Privatperson(en),
Unternehmen . . .

Privatp., Untern. oder
Betreibergemeinschaft

Stromkunden, auf die
die Kosten umgelegt
werden (Zwang)

Geht im Strommix auf,
alles wird eingespeist

Privater Investor

Verpflichtung zur Zah-
lung einer erhöhten
Vergütung

Einführung ist notwen-
dig, zahlen soll sie der
Verbraucher, das EVU
ist zu einer umweltge-
rechten Stromversor-
gung verpflichtet

Grüner Strom

EVU, gewerblicher Inve-
stor

EVU, gewerbliche Be-
treibergesellschaft

Der Stromkunde, der
grünen Strom bezieht
(freiwillig)

Geht im Strommix auf,
virtueller Eigenver-
brauch, da erzeugt
wird, was dem Kunden
verkauft wird

EVU und damit der
Stromkunde oder die
Betreibergesellschaft

Förderung der Anbieter
von grünem Strom (z. B.
steuerlich)

Einführung ist nicht
notwendig und liegt al-
lein in der Verantwor-
tung der Bürger, die
sich für grünen Strom
entscheiden können

Quotenmodell

EVU, gewerblicher Inve-
stor

EVU, gewerbliche Be-
treibergesellschaft

Alle Stromkunden durch
Umlage der Mehrkosten
(Zwang)

Geht im Strommix auf

EVU und damit der
Stromkunde oder die
Betreibergesellschaft

Ordnungsrechtliche
Verpflichtung

Einführung ist notwen-
dig und in der Verant-
wortung der Energie-
wirtschaft, die dazu ge-
zwungen wird, da sie
nicht alleine handelt

Tabelle 4: Verschiedene Markteinführungskonzepte im Vergleich
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Anteils von Solarstrom im Strommix
verpflichtet werden müssen, wenn sie
dies nicht freiwillig tun.

Wer bezahlt die Solarstrom-
Mehrkosten?
Es ist unbestritten, daß Solarstrom aus
netzgekoppelten Anlagen deutlich teu-
rer ist als der Strommix aus der
Steckdose. Die Markteinführung wird
zwar zur Kostendegression führen,
doch verläuft diese erfahrungsgemäß
kontinuierlich und in kleinen Schrit-
ten. Voraussichtlich wird der kWh-
Preis von Solarstrom in den kommen-
den 10 Jahren nicht unter 0,50 DM
fallen. Wer also bezahlt die Mehrko-
sten für den Solarstrom? Tabelle 3 li-
stet die Modelle zur Markteinführung
auf und spezifiziert die Akteure und
die Finanziers der jeweiligen Modelle.
Mit dem 100 000-Dächer-Programm
setzt die Bundesregierung auf den
Privatinvestor, der den Großteil der
Mehrkosten für den Solarstrom frei-
willig übernimmt. Dies wird in dem
beabsichtigten Umfang nur dann ge-
lingen, wenn die Bürger entsprechend
motiviert werden. Die Bundesregie-
rung muß dazu eine neue Energiepoli-
tik formulieren und den Bürger moti-
vieren, selbst zu handeln. Die Auf-
nahme der KV in die Koalitionsver-
einbarung hatte die SPD abgelehnt, so
daß ihre Integration ins Energiewirt-
schaftsgesetz unwahrscheinlich ist.
Dagegen ist eine Korrektur bezüglich
der Durchleitungsbedingungen von
grünem Strom vorgesehen, was dessen
Vertrieb vereinfachen wird. Solange
der Markt sich auf Basis von freiwilli-
gem Engagement schnell genug ent-
wickelt, besteht kein Bedarf, das Quo-
tenmodell zu verfolgen. Es würde al-
lerdings die EVUs in die Pflicht neh-
men. Auf Dauer wird es nicht
akzeptabel sein, daß sie mit Strom
aus fossilen Energien ökonomisch und
einzelne Privatinvestoren und Grüne-
Strom-Bezieher sich ökologisch ver-
halten.

Nachdem die ehemalige Bundesre-
gierung die Markteinführung der PV
nur unwillig betrieben hat, zeichnet
sich in der neuen Regierung ein kla-
rer Wandel in der Energiepolitik ab.
Die schnelle Realisierung des 100 000-
Dächer-Programms zeigt, daß die
Markteinführung ein ernsthaftes An-
liegen ist. Jetzt müssen die Bürger
durch eine entsprechende Öffentlich-

Solar

keitsarbeit motiviert werden, das Pro-
gramm zu nutzen. Es kann jedoch nur
der erste Schritt sein, denn selbst
wenn es in vollem Umfang erfolgreich
ist, wird die PV nach Beendigung fi-
nanziell noch nicht konkurrenzfähig
sein. Eine neue Energiepolitik braucht
deshalb langfristige Konzepte für die
Umstellung der Energieversorgung
und muß der PV dabei eine Rolle zu-
weisen. Dabei muß geklärt werden, ob
es ausreicht, den Großteil der Kosten
der Markteinführung privaten Investo-
ren auf freiwilliger Basis zu überlas-
sen, oder ob nicht durch andere In-

strumente die EVUs und die Strom-
kunden stärker in die Verantwortung
genommen werden sollten. Die Aspek-
te der verschiedenen Modelle wurden
aufgelistet. Eine neue Energiepolitik
wird sich darin zeigen, wie diese Fra-
gen diskutiert werden. Es bleibt noch
viel zu tun, doch die Perspektiven ha-
ben sich für PV deutlich verbessert. ❏
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So baue ich eine
Solaranlage
15. überarb. Aufla-
ge 1999, 252 Sei-
ten, ISBN 3-
923129-17-3, Wag-
ner & Co Solartech-
nik, 35091 Cölbe,
Telefon (0 64 21)
80 07-0, Telefax -22, Preis: 34,80 DM
Das mit einer Gesamtauflage von inzwi-
schen über 70 000 Exemplaren erschie-
nene Buch ist ein gut verständlicher Rat-
geber, der den Leser Schritt für Schritt
mit Technik, Planung und Montage von
Solaranlagen zur Warmwasserbereitung
und Raumheizungsunterstützung vertraut
macht. Das Buch beinhaltet auch detail-
lierte und praxisorientierte Bauanleitun-
gen.

DGS

„Symposium Energiefassaden 1998“
92 Seiten, DIN A4, für 35 DM im Buch-
handel erhältlich (ISBN 3-9805738-2-6)
oder zzgl. Versandkosten direkt von der
Deutschen Gesellschaft für Sonnenener-
gie, LV Berlin-Brandenburg, 13347 Berlin,
Telefon (0 30) 75 70 23 10, Telefax (0 30)
7 51 01 96
Der Tagungsband zum „Symposium Ener-
giefassaden 1998“ zeigt Erfahrungen,
neueste Entwicklungen und Trends im
Bereich der Energiefassaden auf. Nam-
hafte Experten aus den Gebieten For-
schung, Entwicklung, Planung und Aus-
führung decken das gesamte Spektrum
Energiefassaden ab. 
Neben der Darstellung von Lösungs-
ansätzen wie beim Daimler-Benz-Kom-

plex am Potsdamer Platz
werden Photovoltaik-Ge-
bäudeintegration und dop-
pelschalige Fassaden sowie
der Einsatz von Solarkol-
lektoren in Deutschland im
Tagungsband ausführlich
präsentiert. Innovatives
Highlight: Green Building

Challenge, GBC’98. Dieses
internationale Forschungsprojekt befaßt
sich mit umweltgerechten und kosten-
günstigen Gebäudekonzepten. 
Ein aktuelles Anbieterverzeichnis rundet
den informativen Tagungsband ab.

DGS

Solarthermie. Gewußt wie
4. Auflage; für 80 DM im Buchhandel er-
hältlich oder zzgl. Versandkosten direkt
von der Deutschen Gesellschaft für Son-
nenenergie (ISBN 3-9805738-1-8), LV Ber-
lin-Brandenburg, 13347 Berlin, Telefon
(0 30) 75 70 23 10, Telefax (0 30) 7 51 01 96
Der Leitfaden für solarthermische Anla-
gen „Solarthermie. Gewußt wie“ beinhal-
tet die Grundlagen der Planung, Dimen-
sionierung und Installation von solar-
thermischen Anlagen sowohl im Ein- und
Zweifamilienhausbereich als auch im
mehrgeschossigen Wohnungsbau. Der
Leitfaden enthält u. a. beispielhafte Lei-
stungsverzeichnisse, eine aktuelle Markt-
übersicht, Checklisten und Hinweise zur
Kundenberatung, Beispiele von Simula-
tionsprogrammen sowie die Grundlagen
solarer Luftheizung und Schwimmbad-
wassererwärmung. 
Fazit: Sehr empfehlenswert für alle solar-
interessierten Handwerker, die ihr solar-
thermisches Know-how optimieren wol-
len.


